Wien Donnerstag den 22. März 1877. 


X. Jahrgang. Nr. 12. 


Oeſterreichiſche 


ZJeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in 
> Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
4 vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenutniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 1876/77 in Buchform hogenpveiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
betrügt das Jahres⸗Ahonnement mit dieſem Supplement 5 fl. — 10 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung 
erbitten, erſuchen um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift wit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. az 


Juſerate werden billinſt berechnet. — Beilagengebuhr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, konnen jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Suhalt. 


Mittheilungen aus der Praxis: 

Ueber Conceſſions⸗Ertheilung zur Errichtung von Pfaudleih⸗Anſtalten. 

Unzuläſſigkeit der Einhebung von Marktgebühren für am Markttage lediglich 
„eingeführte“ Artikel. 


Berechtigung zur Auflöſung des Lehrverhältniſſes ſeitens des Lehrliugs wegen 


häufiger Verwendung des Lehrlings zu anderweitigen (nicht im Bereiche der 
Gewerbsarbeit gelegenen) Arbeitsverrichtungen. 

Zum politiſchen Strafverfahren. Hemmung der Rechtskräftigwerdung des poli⸗ 
tiſchen Straferkenntniſſes zufolge des Mangels des Nachweises, daß das⸗ 
ſelbe der Partei publieirt, beziehungsweiſe zugeſtellt worden ſei. 

Heimatrechts⸗Entſcheidung zur Auffaſſung der Stellung des Poſtconducteurs als 


einer Bedienung im Sinne des § 26 des Conſcriptionspatentes vom Jahre 


1804, nicht aber als einer Beamtenſtellung. 

Bedingungen der Zuläſſigkeit eines über den Inhalt eines Gemeinde⸗Ausſchuß⸗ 
beſchluſſes aufgetragenen Haupteides. ($ 130 a. G. O.) 

Zur Comp etenz frage in Waſſerrechtsangelegenheiten. Bejahender Competenzconflict 
zwiſchen Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden. 

Notiz. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber Conceſſions⸗Ertheilung zur Errichtung von Pfandleih⸗ 
Anſtalten. 

Ueber dieſen Gegenſtand ſpricht ſich ein Erlaß des Miniſteriums 
des Innern an die Landesregierung in Troppau, ddo. 21. Jänner 
1877, 8. 2392 folgendermaßen aus: e 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit den 


! 
humanitäre Zwecke und geſchäftlicher Gewinn ſich nicht unbedingt aus⸗ 


ſchließen, als ſolche Vereine betrachtet werden, an welche im Sinne des 
Hofkanzlei⸗Decretes vom 22. Auguſt 1845, 3. 27.073 beim Vor⸗ 
handenſein des Bedarfes die Conceſſion zum Betriebe des Pfandleih⸗ 
ge chäftes und zur Errichtung einer Pfandleih-Anſtalt verliehen werden 
kann. 
| Dieſe Conceſſion wird jedoch nur an eine ſchon beſtehende und 
wohl fundirte, nicht aber an eine erſt zu bildende Genoſſeuſchaſt zu er⸗ 
theilen ſein, weil, abgeſehen von der Beurtheilung der Vertrauens⸗ 
würdigkeit, welche die Exiſtenz vorausſetzt, nach 8 92 des Genoſſeu⸗ 
ſchafts⸗Geſetzes Conceſſions⸗Verleihungen nur an ſchon beſtehende, daher 
regiſtrirte Genoſſenſchaften erfolgen können, und weil das vorerwähnte 
Geſetz, weun es auch den Geſchäftsbetrieb einer Genoſſenſchaſt mit Dritten 
nicht ausſchließt, doch zu ihrer Bildung den gemeinſamen Geſchäfts⸗ 
betrieb der Mitglieder vorausſetzt. (5 1 des Genoſſenſchafts⸗Geſetzes.) 
Zur Conceſſions⸗Ertheilung erſcheinen, da es ſich nicht um die 
Bildung eines neuen Vereines zu Zwecken des Pfandleih⸗Geſchäftes, 
ſondern um die Conceſſions⸗Ertheilung an eine ſchon beſtehende Genoſſen⸗ 
ſchaft handelt, nach Vorſchrift des Hofkanzlei⸗Decretes v. J. 1845 die 
Landesſtellen berufen und wird eine Genoſſenſchaft, der eine ſolche 
Conceſſion verliehen worden iſt, rückſichtlich des Pſandleih⸗Geſchäftes 
unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehen, und daher auch die Begünſtigungen der 
kaiſ. Verordnung vom 18. October 1865, Nr. 110 genießen. 
| Die Conceſſions⸗Verleihung kann aber, abgeſehen von den, aus 
den concreten Verhältniſſen ſich etwa ergebenden Beſtimmungen nur 
unter der Bedingung erfolgen, daß einerſeits der zu errichtenden Pfand⸗ 
leih⸗Anſtalt der Charakter der Gemeinnützigkeit im Intereſſe der un⸗ 
bemittelten Bevölkerung, welcher die Vorausſetzung der Coneeſſions⸗ 
Ertheilung bildet, ſtets gewahrt bleibt, daß daher in die Geſchäfts⸗ 
ordnung, wodurch der innere Organismus und der Betrieb der Anſtalt 
geregelt wird, die entſprechenden Beſtimmungen und namentlich die Feſt⸗ 
ſetzung eines Zinſen⸗ und Gebühren⸗Maximums aufgenommen werden, 
und daß auderſeits die Berechtigung der Genoſſenſchaft zum Betriebe 


betheiligten Miniſterien der k. k. Landesregierung auf ihren Bericht des Pfandleih⸗Geſchäftes auf Grund der Conceſſionsurkunde und der 

vom 16. Februar 1876, 8. 934 und die mit demſelben geſtellten genehmigten Geſchäftsordnung nach vorausgegangenem ordnungsmäßigen 

Anfragen in Betreff der Conceſſions⸗Ertheilung zur Errichtung einer Beſchluſſe der Generalverſammlung im Genoſſenſchafts⸗Statute ſelbſt 

Pſandleih⸗Anſtalt an die zu diefenı Zwecke durch Franz Hauer & Conſ. zum Ausdruck gebracht werde. i n a 

in Troppau zu bildende Genoſſenſchaft Folgendes zu eröffnen: Zur Anbahnung und Erzielung eines diesbezüglichen gleich⸗ 
Wenn auch nach 8 1 des Genoſſenſchafts⸗Geſetzes vom Jahre mäßigen Vorganges werden die Geſchäſtsordnungen vor ihrer Genehmi⸗ 

1873 die Genoſſenſchaften ſolche Vereinigungen find, welche die Förde⸗ gung durch die Landesſtellen an das Miniſterium des Innern bor- 

rung des Erwerbes und der Wirthſchaft ihrer Mitglieder durch gemein⸗ zulegen ſein.“ 

ſamen Geſchäftsbetrieb zum Zwecke haben und innerhalb dieſes Rahmens 

auf Gewinn berechnet find, fo können doch die Erwerbs- und Wirth⸗ - 

ſchafts⸗Genoſſenſchaften im Hinblick auf ihren gemeinnützigen, national⸗ 

ökonomiſchen Charakter, auſ ihren geſetzlich geregelten Beſtand, ſowie 

auf die gegenwärtige Entfaltung des Aſſociations⸗Weſens, bei welcher 


Unzuläſſigkeit der Einhebung von Marktgebühren für am Markt: 
tage lediglich „eingeführte“ Artikel ). 


Aus Anlaß der Einführung des metriſchen Maßes und Gewich⸗ 
tes hat die Gemeindevertretung der Stadt B. in ihrer Sitzung ddo. 
21. Jänner 1876 eine Reviſion der Marktordnung vorgenommen und 
bei dieſer Gelegenheit auch eine meritoriſche Abänderung der Beſtim⸗ 
mungen des § 7 derſelben beſchloſſen. 

Nach der bisherigen Faſſung lautete das erſte Alinea des S 7: 
„Zur Entrichtung der Gebühr an den im $ 1 dieſer Marktordnung 
bezeichneten Markttagen für alle im Tarife benannten Artikel, wenn 
ſelbe auf den Markt zum Verkaufe gebracht werden, iſt Jedermann 
verpflichtet“. 

Die Gemeindevertretung hat dieſes Alinea in folgender Weiſe 
modificirt: 

„Zur Entrichtung der Gebühr an die Gemeinde für alle im bei- 
liegenden Tarife benannten Artikel, wenn ſelbe an den im § 1 feſtge⸗ 
ſetzten Markttagen entweder nach B. eingeführt oder daſelbſt zum Markt⸗ 
verkaufe gebracht werden, iſt Jedermann ohne Ausnahme verpflichtet“. 

Der Stadtrath motivirte die Abänderung damit, daß die bis⸗ 
herige Textirung der Alinea 1 des $ 7 eine Umgehung der Markt⸗ 
ordnung ſehr begünſtige. 

Die Bezirkshauptmannſchaft bemerkte bei der Vorlegung des Ge⸗ 
nehmigungsanſuchens, daß ſie ſich im Intereſſe des Verkehrs gegen 
diefe Abänderung ausſprechen müſſe, weil die Beſtimmung, daß alle an 
Markttagen eingeführten Tarifartikel gebührenpflichtig erklärt werden, 
ohne Rückſicht, ob ſie zum Verkaufe auf den Markt gebracht werden 
oder nicht, die in den 88 69 und 70 der Gewerbeordnung normirten 
Grenzen einer Marktordnung überſchreite, da hiernach nur für jene Ar⸗ 
tikel, welche zum Verkaufe auf den Markt gebracht werden, eine Markt⸗ 
gebühr berechnet werden könne. 

Die Statthalterei hat diesfalls ein Gutachten von der Handels⸗ 
und Gewerbekammer in B. eingeholt. Dieſe beantragte in ihrer gut⸗ 
achtlichen Aeußerung die Weglaſſung des Paſſus „entweder nach B. ein⸗ 
geführt oder ꝛc.“ aus dem $ 7 und motivirte dieſen Antrag damit, daß 
die Beſtimmung, wornach im Tarife benannte Artikel, wenn ſie an 
Markttagen in B. eingeführt werden, der Marktgebühr unterliegen, 
nicht der geſetzlichen Anordnung des 8 69 Gew. Ord. entspreche, nach 
welcher nur die zum Marktverkehr eingebrachten Güter einer Marktge⸗ 
bühr unterzogen werden können. Nach dem Gutachten der Handelskam⸗ 
mer wäre die erwähnte Beſtimmung für die Induſtrie und den Han⸗ 
del äußerſt drückend, weil der Bezug der Rohſtoffe und Waaren ſo 
eingerichtet werden müßte, daß ſelbe an Markttagen in B. nicht ein⸗ 
treffen, welche Einrichtung nicht immer durchführbar ſei, da ſowohl von 
den Bahnen wie auch von den Landfrächtern die Güter übernommen 
werden müſſen, wenn ſie ankommen und nicht nachgewartet werden 
könne bis der Markttag vorüber ſei. 

Hierauf hat die Statthalterei mit Erlaß vom 30. Mai 1876 
der Bezirkshauptmannſchaſt Nachſtehendes bedeutet: 

„Die mit dem Berichte vom 18 Februar 1876 vorgelegte Markt⸗ 
ordnung der Stadt B. wurde der Handels- und Gewerbekammer in 
B. zur gutachtlichen Aeußerung übergeben und ſelbe theilt in ihrem 
Gutachten vollſtändig die in dem Berichte der Bezirkshauptmannſchaft 
niedergelegte Anſchauung, betreffend die geſetzwidrige Ausdehnung der 
Marktgebührenpflicht; da auch die Statthalterei dieſer Anſchauung bei⸗ 
pflichtet, wäre nun die Gemeindevertretung der Stadt B. auf die bezüg⸗ 
lichen Gebrechen der beantragten neuen Marktordnung aufmerkſam zu 
machen und zu deren Umarbeitung im vorſtehenden Sinne aufzu⸗ 
fordern“. 

Der Gemeinde⸗Ausſchuß hat gegen die von der Gtatthalterei 
gewünschte Abänderung des $ 7 der Marktordnung eine Vorſtellung 
eingebracht. Darin wird geltend gemacht, daß die urſprüngliche Faſſung 
des § 7 der Marktordnung, „daß von den gebührenpflichtigen Artikeln, 
wenn ſie auf dem Markte verkauft werden, die Gebühr zu entrichten 
iſt“, nur zur Umgehung der Marktordnung beigetragen hat, indem dieſe 
Artikel einfach am Tage vor dem Wochenmarkte eingeführt und dadurch 
gebührenfrei wurden. Dieſer Umgehung ſoll eben durch die beſchloſſene 
Modificirung des §8 7 vorgebeugt werden. 


) Vergl. die Mittheilungen in Nr. 42, S. 165 u. 166 des IX. Jahrg. 
dieſer Zeitſchrift. 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 27. November 1876, 
3. 15.702 dem Recurſe des Stadtrathes in B. gegen deu Erlaß der 
Statthalterei „inſoferne mit demſelben die B. . er Gemeindever⸗ 
tretung aufgefordert wurde, den von ihr anläßlich einer Reviſion 
der Marktordnung modificirten § 7 derſelben durch eine Umarbeitung 
mit den Beſtimmungen des 8 69 der Gew. Ord. in Einklang zu 
bringen, keine Folge zu geben befunden, weil die von der Gemeinde 
beantragte Aenderung des §8 7 der Marktordnung die in dem be⸗ 
zogenen Paragraphe der Gew. Did. rückſichtlich der Marktgebühren 
bezeichneten Grenzen überſchreitet“. B, 


Berechtigung zur Auflöſung des Lehrverhältniſſes ſeitens des 

Lehrlings wegen häufiger Verwendung des Lehrlings zu ander⸗ 

weitigen (nicht im Bereiche der Gewerbsarbeit gelegenen) Arbeits⸗ 
verrichtungen. 


Mathias H, Tiſchler zu M., hat am 5. September 1876, bei 
der dortigen Gemeindevorſtehung zu Protokoll die Anzeige erſtattet, daß 
jein Lehrling Johann L., den er auf Grund eines mit deſſen uneheli⸗ 
chem Vater Georg O. mündlich abgeſchloſſenen Vertrages vom 6. Feb⸗ 
ruar 1875, auf die Dauer von 3 Jahren in die Lehre genommen hat, 
am 3. September 1876 die Lehre eigenmächtig verlaſſen habe. Er 
ſtellte ſohin das Erſuchen, daß der entwichene Lehrling verfolgt und zu 
ihm zurückgebracht werde. 

Bei Vernehmung des Lehrlings Johann L. gab derſelbe ddn. 
15. September 1876 zu Protokoll, „er habe ſeinen Lehrherrn aus 
dem Grunde verlaſſen, weil ihn derſelbe häufig zu anderen Arbeiten 
verwendete, namentlich zu Arbeiten bei ſeinem Steinbruche, im Garten, 
zum Düngerausführen, zum Holzhacken ꝛc. Da anderſeits auch, fein 
Lehrherr häufig andere Arbeiten vorgenommen habe und in der 
Werkſtätte nur noch ein zweiter Lehrjunge beſchäftiget ſei, ſo hätte er 
gar keine Gelegenheit, ſeine Profeſſion gründlich zu erlernen“. 

Nachdem durch Einvernehmung mehrerer Zeugen conſtatirt worden 
war, daß L. wirklich öfters zu anderen Arbeiten verwendet worden, 
hat die Bezirkshauptmannſchaft ddo. 2. October 1876 in Gemäßheit 
des § 102 der Gewerbeordnung erkannt: 

„Mathias H. wird mit ſeinem Begehren, daß entweder der ent⸗ 
wichene Lehrling Johann L. auf die Dauer der noch ausſtändigen Lehr⸗ 
zeit in die Lehre zurückgebracht, oder ihm eine Entſchädigung per 77 fl. 
zuerkannt werde, abgewieſen, nachdem ſich derſelbe die gewerbliche 
Ausbildung des genannten Lehrlings wenig angelegen ſein ließ und den⸗ 
ſelben häufig zu anderen Dienſtleiſtungen verwendet hat, wodurch er ihm 
die zur Erlernung des Tiſchlerhandwerkes erforderliche Zeit und Gele⸗ 
genheit entzogen habe (8 95 Gew.⸗Ord.), der Lehrling, beziehungsweiſe 
fein geſetzlicher Vertreter nach 8 96 Punkt 2 lit. a daher berechtigt 
war, das Lehrverhältniß zu löſen.“ 

Die Landesregierung hat, ddo. 30. October 1876, der Berufung 
des Mathias H. aus den Gründen des recurrirten Erkenntniſſes keine 
Folge gegeben. 

Das Miniſterium des Innern fand gleichfalls unterm 1. Februar 
1877, Z. 283 dem weiteren Recurſe des Mathias H., Tiſchlers zu M., 
„auf Grund der 88 95 und § 96 (Punkt 2 lit. a) der Gewerbeord⸗ 
nung“ keine Folge zu geben. L. 


Zum politiſchen Strafverfahren. Hemmung der bes 

werdung des politifchen Straferkenntniſſes zufolge des Mangels 

des Nachweiſes, daß dasſelbe der Partei publicirt, beziehungs⸗ 
weiſe zugeſtellt worden fei. *) 


Mit der Statthalterei⸗Entſcheidung vom 22. October 1876 wurde 
dem Recurſe des Paul P. gegen das Erkenntniß der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft G. ddo. 24. Juli 1876, womit derſelbe aufgefordert 
worden iſt, den dem Forſtärar in Gemäßheit des Forſtfrevel⸗Strafer⸗ 
kenntniſſes vom 21. Juni 1873 zuerkannten Schadenerſatzbetrag pr. 
82 fl. 8 kr. binnen 14 Tagen zu bezahlen, aus dem Grunde keine 
Folge gegeben, weil dieſes Erkenntniß lediglich die Durchführung des 

) Vergl. auch die Mittheilung in Nr. 43, S. 169 des IX. Jahrganges 
dieſer Zeitſchrift. 


— Anne — 


bereits ſeit Langem in Rechtskraft erwachſenen sbenbezogenen Strafer⸗ zwar in der Erwägung, daß das geleiftete Verſprechen nur dann für 
kenntniſſes bildet. die Gemeinde bindend wäre, wenn es in Form eines Gemeinde-⸗Auſchuß⸗ 
Dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurſe des Paul P.! beſchluſſes gemacht worden wäre, ein ſolcher jedoch nur durch das dies⸗ 
hat das k. k. Miniſterium des Innern unterm 2. Februar 1877, Z. bezüglich aufgenommene Sitzungsprotokoll, keineswegs aber durch den 
17794 ex 1876 im Einvernehmen mit dem k. k. Aderbauminifterium unzuläſſigen Haupteid nachweisbar wäre, dann in der Erwägung, daß 
Folge zu geben und die in Beſchwerde gezogene Entſcheidung aus bezüglich des Betrages von 40 fl. ein Vertrag nicht abgeſchloſſen wurde, 
dem Grunde zu beheben befunden, „weil aus dem der Verhandlung indem Kläger dieſen Anbot nicht acceptirt habe ($ 861 a. b. G. B.) 
beiliegenden, nicht nach der Vorſchrift der Miniſterial⸗Verordnung vom und auch rückſichtlich dieſes Anbotes nicht erwieſen fei, daß diesbezüglich 
5. März 1858, R. G. Bl. Nr. 34 ($ 10) geführten Strafregiſter ein geſetzmäßig gefaßter Gemeindebeſchluß vorliege. 
vom 21. Juni 1873 nicht erſichtlich iſt, daß das Strafurtheil dem 
Recurrenten publicirt worden wäre und auch in anderer Weiſe nicht 
nachgewieſen erſcheint, daß ihm dieſes Erkenntniß nachträglich zugeſtellt 
worden wäre. Daher kann auch nicht behauptet werden, daß das 
Straferkenntnüß vom 21. Juni 1873 bereits in Rechtskraſt er⸗ 
wachſen ſei. Die Statthalterei wird daher beauftragt, die ordnungs⸗ 
mäßige Zuſtellung des erwähnten Straferkenntniſſes vom 21. Juni 
1873 an den Reecurrenten, ſelbſtverſtändlich mit Freilaſſung des 
Recurſes, anzuordnen und hiernach die weitere geſetzliche Amtshandlung 
eintreten zu laſſen“. eier. 


Auf Appellation des Klägers, in welcher insbeſondere betont 
wurde, daß die Anſicht über die Unzuläſſigkeit des über das geleiſtete 
Verſprechen aufgetragenen Haupteides eine unrichtige ſei, hat das k. k. 
Oberlandesgericht, der Appellation theilweiſe ſtattgebend, dem Kläger 
den Betrag von 40 fl. unbedingt zugeſprochen und ihn mit dem Reſte 
des Klagsbetrages für dermal abgewieſen und zwar aus folgenden Gründen: 
Der Anſicht des erſten Richters, daß über einen Gemeinde⸗Ausſchußbeſchluß 
nur das in der Sitzung aufgenommene Protokoll Beweis wirken könne, kann 
das Oberlandesgericht nicht beipflichten und es hält Angeſichts des §S 130 
a. G. O. auch den Eidesbeweis hierüber als zuläſſig; es müſſen jedoch 
in den Eidesſatz alle Umſtände aufgenommen werden, welche die Giltig⸗ 
keit des Beſchluſſes bedingen, und es iſt nicht hinreichend, anzuführen, 
daß der Gemeinde⸗Ausſchuß in den Jahren 1860 und 1861 beſchloſſen 
habe, daß jene Grundbeſitzer, die ihre Grundſtücke hergaben, entſchädigt 
werden, ohne zugleich darzuthun, daß dieſer Beſchluß ſowohl in Betreff 
der Anzahl der mitwirkenden Mitglieder als in Betreff der Förmlich⸗ 
keiten der Abſtimmung in legaler Weiſe zu Stande kam. Die Behaup⸗ 
tung des Appellanten, daß der Erlaß des Gemeindevorſtehers vom 21. 
November 1872 als ein Intimat jenes Beſchluſſes anzuſehen ſei und 
die Rechtsbeſtändigkeit desſelben gewährleiſte, kann mit Rückſicht auf den 
Inhalt dieſes Erlaſſes nicht als richtig angeſehen werden, indem ſich 
ſelber offenbar auf den von beiden Seiten zugeſtandenen Gemeindebe⸗ 
ſchluß, dem Kläger an Entſchädigung für ſeine zum Straßenbau ver⸗ 
wendeten Grundſtücke 40 fl. zuzuwenden, bezieht. Aus dieſen Gründen 
kann dem Klagebegehren, inſoferne es den Betrag von 40 fl. überſteigt, 
da der Kläger das fragliche Protokoll nicht beizubringen vermochte und da 
ſein Eidesbeweis nicht alle die Giltigkeit des angeblichen Gemeindebe⸗ 
ſchluſſes bedingenden Umſtände zum Gegenſtande hat, dermal und bis 
zur allfälligen Auffindung des Protokolles nicht ſtattgegeben werden. 
Dagegen beſteht kein Grund, den Kläger auch hinſichtlich des Betrages 
per 40 fl. abzuweiſen, da er wirklich einen Theil ſeiner Grundſtücke 
zum Straßenbau abgetreten und der Gemeinde⸗Ausſchuß beſchloffen hat, 
ihn mit 40 fl. zu entſchädigen, daher ihm, wenn kein höherer Betrag, 
unſtreitig der Betrag von 40 fl. gebührt, welchen die Gemeinde, falls 
er die Annahme verweigerte, zu Gerichtshanden hätte erlegen ſollen, 
und, da dies nicht geſchehen iſt, mit öpEt. Zinſen vom Klagstage an 
den Kläger zu bezahlen ſchuldig iſt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 23. 
Februar 1876, 3. 13278 das obergerichtliche Urtheil, welches nur von 
der geklagten Gemeinde bezüglich des Betrages von 40 fl. angefochten 
wurde, aus deſſen Gründen. Ger.⸗Ztg. 


Heimatrechts⸗Entſcheidung zur Auffaſſung der Stellung des Poſt⸗ 

conducteurs als einer Bedienung im Sinne des § 26 des Conſcrip⸗ 

tionspatentes vom Jahre 180, nicht aber als einer Beamten⸗ 
ſtellung. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 14. December 
1876, 3. 17.056 erkannt: 

„Unter Aufhebung der Statthalterei⸗Entſcheidung wird auf Grund 
des Conſcriptions⸗ und Recrutirungs⸗Patentes vom 25. October 1804 
§ 26 Alinea 1—6 die Zuſtändigkeit des penſionirten k. k. Poſt⸗ 
conducteurs Joh. Z. nach W. ausgeſprochen. Johann Z. wurde nämlich 
bereits im Jahre 1846, alſo zu einer Zeit als Aushilfsconducteur in 
W. angeſtellt, in welcher noch das obgedachte Patent in Geltung ſtand 
und da dieſes nach der eitirten Beſtimmung auch die Antretung einer 
„Bedienung“ unter den Erwerbungsarten für die Nationaliſirung in 
einem Orte auſzählt, jo hat Johann Z. durch feine gedachte, wenn 
auch damals proviſoriſche Anſtellung bereits im Jahre 1846 das 
Heimatrecht für W. erlangt und auch im Sinne des $ 6 der provi⸗ 
ſoriſchen Gemeindeordnung für W. — behalten. Da ferner die dienſt⸗ 
liche Verſetzung Z . . . 8 in den Poſtbezirk von L.. erſt im 
Jahre 1864, alſo bereits nach Einführung des neuen Heimatgeſetzes 
erfolgt iſt, ſo hat Johann Z. hiedurch ein neues Heimatrecht nicht 
erworben und iſt daher auch gegenwärtig als in W. heimatberechtigt 
anzuſehen.“ M. 
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Bedingungen der Zuläſſigkeit eines über den Inhalt eines Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchußbeſchluſſes ö Haupteides. ($ 430 
a, D. 

Kläger A. belangt die Gemeinde B. auf Bezahlung eines Betra⸗ 
ges von 160 fl., weil die geklagte Gemeinde anläßlich des im Jahre 
1860 bis 1861 geführten Baues einer Bezirksſtraße denjenigen Ge⸗ 
meindemitgliedern, welche genöthigt waren, einzelne Grundſtücke zu 
dieſem Baue abzutreten, zugeſichert habe, ſie entweder durch Gemeinde⸗ 
grundſtücke, eventuell, wenn dieſe verkauft würden, in Barem zu ent⸗ 
ſchädigen. Kläger begehrt für die von ihm abgetretenen Grundſtücke 
einen Betrag von 160 fl. Zum Nachweiſe der von der belangten Ge⸗ 
meinde widerſprochenen Verpflichtung beruft ſich Kläger zunächſt auf 
Zeugen, welche jedoch die Zuſicherung nicht beſtätigten, auf ein Gemeinde⸗ 
Ausſchußſitzungsprotokoll, welches er jedoch nicht beibrachte, vielmehr, wie 
der Kläger ſelbſt angab, nicht beibringen konnte, weil dasſelbe laut einer 
Kundgebung der Statthalterei nicht aufgefunden werden konnte, und 
endlich auf den über die Thatſache der Zuſicherung aufgetragenen refe⸗ 
riblen Haupteid. Daß dieſe Zuſicherung thatſächlich gemacht wurde, gehe 
übrigens daraus hervor, daß die Gemeindevertretung dem Kläger einen 
Betrag von 40 fl. als Entſchädigung angeboten habe. Dieſe Anführung 
wird durch einen Erlaß der Gemeindevertretung vom 21. November von Amtswegen bedinge“. 

1872, ſowie durch das Geſtändniß der belangten Gemeinde beſtätiget. Da übrigens dieſer Fall ähnlich wie der sub. Nr. 31 „Erkennt⸗ 

Das Gericht erſter Inſtanz wies den Kläger zur Gänze ab, und niſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ (Beilage zu Nr. 9, 1877 dieſer 


Zur Competenzfrage in Waſſerrechtsangelegenheiten. Bejahender 
Eompetenzeonfliet zwiſchen Gerichts: und Verwaltungsbehörden. 


Wir haben in Nr. 4 (1877) dieſer Zeitſchrift zu dem auf Seite 
13, 14 und 15 mitgetheilten Falle bemerkt, daß der Ausgang des 
fraglichen Waſſerrechtsſtreites ſeinerzeit nachgetragen werden ſolle. 

Das Ackerbau⸗Miniſterium hat nun unterm 15. Februar 1877, 
8. 1595, der Landesregierung in Troppau eröffnet, „daß, nachdem die 
erzherzogliche Kammer in T. mit der Eingabe de praes. 29. November 
1876, 3. 12.375 um die Siſtirung der eingeleiteten Concurrenzver⸗ 
handlung angeſucht und die Bezirkshauptmannſchaft dieſem Anſuchen 
entſprochen habe, „derzeit die Grundlage für jede weitere Amts⸗ 
handlung der politiſchen Behörden entfalle, da der Gegenſtand nicht ein 
ſolcher ſei, welcher ein weiteres Vorgehen der Verwaltungsbehörden 


Zeitſchrift) abgedruckte geſtaltet ift, fo dürfte es wohl kaum zweifelhaft 
erſcheinen, daß endlich die Competenz der politiſchen Behörden 
würde anerkannt worden ſein. 


Notiz. 


(Vorſchriftsmäßige Befeſtigung, Ueberſchreibung und Durch— 
ſtreichung der Stempelmarken.) 

Die diesfälligen Anordnungen finden wir zuſammengeſtellt in einer Ver⸗ 
ordnung des Ackerbauminiſteriums vom 4. Jänner 1877, Z. 1774 A. M 
1876, welche lautet: 

„Anläßlich des vom k. k. Finanz⸗Miniſterium wiederholt wahrgenomme⸗ 
neu Umſtandes, daß von k. k. Caſſen Quittungen zur Auszahlung übernommen 
worden ſind, auf welchen die ſcalamäßigen Stempelmarken zwar angebracht, aber 
nicht in Gemäßheit des 8 3 der Verordnung vom 28. März 1854, R. G. B. Nr. 
70 befeſtigt und überſchrieben waren, werden im Einvernehmen mit dem k. k. 
Finanz⸗Miniſterium zur Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges bei Befeſtigung, 
Ueberſchreibung und Durchſtreichung der Stempelmarken, die diesfalls beſtehenden 
Vorſchriften zur genauen Befolgung nachſtehend in Erinnerung gebracht. 

Gemäß 8 21 des Gebührengeſetzes, 8 3 der Verordnung vom 28. März 
1854, R. G. B. Nr. 70 und Finanzminiſterial⸗Erlaß vom 14. December 1858 
R. G. B. Nr. 231, ſind die Stempelmarken auf dem Papiere zu befeſtigen, ehe 
die ſtempelpflichtige Urkunde niedergeſchrieben wird, daher jede Stempelmarke 
welche nachträglich über die Schrift ſelbſt befeſtigt wurde, als nicht vorhanden an, 
gejehen werden muß. Von der Schrift muß wenigſtens eine Zeile, nie aber 110 
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Ueberſchrift (Titel) oder Unterſchrift über die Marke unter dem Stempelzeichen 
in gerader Linie fortlaufen, mithin die Marke auf dem farbigen Felde über⸗ 
ſchrieben werden. 

Beim Gebrauche von Blanquetten muß die Marke an einer für die Hand⸗ 
ſchrift aufgeſparten Stelle ſo befeſtigt werden, daß von der Handſchrift wenigſtens 
Eine Zeile über die Marke geht. 

Die Marke mittelſt einer Stampiglie zu überdrucken, ſtatt ſie zu über⸗ 
ſchreiben, iſt dem Stempelpflichtigen nicht geſtattet (E. vom 1. December 1854, 
R. G. Bl. Nr. 306). . 

Nach § 14 der Verordnung vom 28. März 1854 ift die Stempelmarke 
als nicht vorhanden anzuſehen und die Quittung als nicht geſtempelt zu behan⸗ 
deln, wenn die Stempelmarke nicht vorſchriftsmäßig befeſtigt und überſchrieben 
iſt, wenn ein Theil davon fehlt, oder wenn Markenbeſtandtheile getrennt und wie⸗ 
der zuſammengeſetzt worden ſind, ſie mögen von derſelben Stempelmarke herrüh⸗ 
ren oder nicht. 

Nach 8 8 der angeführten Verordnung müſſen die Stempelmarken unverletzt 
ſein und keine Spuren einer bereits geſchehenen Verwendung an ſich tragen. 

Sit der Verdacht vorhanden, daß die zu den Quittungen verwendeten 
Stempelmarken bereits gebraucht worden ſind, ſo ſind ſie der k. k. Hof⸗ und Staats⸗ 
druckerei unmittelbar wegen Prüfung und Abgabe des Befundes zu überſenden 
(Erlaß vom 1. December 1855, R. G. Bl. Nr. 8 ex 1856). 


Die auf Quittungen vorſchriftsmäßig verwendeten Stempelmarken find ferner 
nach dem Finanz⸗Miniſterial⸗Erlaſſe vom 9. Mai 1860, R. G. Bl. Nr. 122 
von den mit der Liquidatur betrauten Beamten der öffentlichen Caſſen kreuzweis 
derart zu durchſtreichen, daß die beiden Striche ſich in der Mitte der Marke 
durchſchneiden. 

Bei jenen mit Geldausgabe betrauten Aemtern, wo die Liquidatur nicht 
von eigenen Beamten beſorgt wird, hat die Durchſtreichung der Stempelmarken 
auf den Ausgabsdocumenten von den die Auszahlung leiſtenden Beamten zu 
geſchehen. 

Die Caſſe⸗ und Rechnungsbeamten, welche zur Uebernahme, Liquidation 
und Cenſurirung zunächſt verpflichtet ſind, haben nach 8 93 G. G. beziehungs⸗ 
weiſe nach dem Unterrichte vom 3. Mai 1850 über die Verpflichtungen, welche 
das Geſetz den öffentlichen Behörden, Aemtern und Amtsperſonen auferlegt, darauf 
zu ſehen, ob die Stempelgebühr vorſchriftsmäßig entrichtet worden iſt. 

Im gegentheiligen Falle haben ſie über jede Urkunde abgeſondert (ausge⸗ 
nommen es betreffen mehrere Urkunden eine und dieſelbe Perfon) einen Befund 
aufzunehmen (Finanzminiſterial⸗Erlaß vom 21. Auguſt 1866, R. G. B. Nr. 98). 

In den Befund iſt ein, alle weſentlichen Daten der Urkunde enthaltender 
Auszug aufzunehmen, derſelbe mit der Geſchäftszahl, der Zahl des Journalartikels 
oder der Poſt, unter welcher die beanſtändete Urkunde vorgekommen ift, zu verſehen und 


von dem Amtsvorſtande oder von deſſen Stellvertreter zu fertigen, mit dem Amts⸗ 
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ſiegel zu verſehen uud an die zur Handhabung des Gebührengeſetzes berufene 
Behörde jenes Bezirkes, in welchem der Uebertreter wohnhaft iſt zu leiten. 

Die Aufnahme des Befundes iſt auf jeder beanftändeten Urkunde zur Be⸗ 
gegnung wiederholter Beanſtändigungen und zum Schutze vor der Verantwortlich⸗ 
keit wegen Außerachtlaſſung dieſer Vorſchriſt mit wenigen Worten zu bemerken, 
dieſe Anmerkung von dem Beanſtändenden leſerlich zu fertigen und das Amts⸗ 
ſiegel beizudrücken, das letztere vorzugsweiſe deßhalb, um zu verhindern, daß von 
den Parteien ſelbſt eine Beanſtändigungsanmerkung beigeſetzt und dadurch die 
Aufnahme des ämtlichen Befundes hintangehalten werde. 

Für die Entrichtung der Stempelgebühr und für den vorſchriftsmäßigen 
Gebrauch der Stempelmarken haftet nach § 71, Abſatz 6 des Gebühren-Geſetzes 
Jedermann, dem eine Schuld oder eine Theilnehmung au einer Uebertretung, 
die das Geſetz für eine Gefällsverkürzung erklärt, zur Laſt fällt, er mag in Ab⸗ 
ſicht auf dieſelbe ſtraffällig ſein oder nicht, bezüglich des Betrages, rückſichtlich 
deſſen die Gefällsverkürzung verübt wurde. 

In Sinne des § 83 G. G., Z. 3 tritt die Behandlung nach dem Straf⸗ 
geſetze über Gefällsübertretungen auch bei den Uebertretungen durch Fahrläſſigkeit 
in der Entdeckung der Stempelübertretungen ein, insbeſondere alſo dann, wenn 
derjenige, dem das Geſetz die Verbindlichkeit auferlegt, über den richtigen Gebrauch 
des Stempels und die Befolgung des Geſetzes zu wachen, die Anzeige einer 
Uebertretung, die er wahrgenommen hat, oder bei Anwendung der pflichtmäßigen 
Auſmerkſamkeit hätte wahrnehmen ſollen, zu machen unterläßt. Unter Umſtänden findet 
die kaiſerliche Verordnung vom 10. März 1860, R. G. B. Nr. 64 über die 
Disciplinarbehandlung der l. f. Beamten und Diener Anwendung. 

Im Beſonderen unterliegen nach 8 18 der Verordnung vom 28. März 
1854 Beamte, welche verpflichtet find, darüber zu wachen, daß den 88 8 und 9 
dieſer Verordnung entſprechend, die ämtliche Ueberſtempelung nicht überſchriebener 
Marken nur beim Vorhandenſein aller geſetzlichen Bedingungen vorgenommen 
werde, bei Verabſäumung dieſer Verpflichtung in Anwendung des § 83 Z. 4 
G. G. einer Strafe von zwei bis zehn Gulden und gemäß Verordnung vom 
28. März 1860 für die unterlaſſene Durchſtreichung der Stempelmarken einer 
Ordnungsſtrafe von einem Gulden für jede nicht durchſtrichene Stempelmarke.“ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Profeſſor u. Baurathe Anton Beyer den Titel 
eines Oberbaurathes taxſrei verliehen. . 

Seine Majeſtät haben dem ehemaligen Forſtakademie⸗Director Joſef Weſſely 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamtsleiter in Trient, Official Tobias 
Dannesberger den Titel und Charakter eines Telegraphenamts⸗Verwalters 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den außerordentlichen Geſandten Heinrich Freih. v. 
Calice und den Hof- und Miniſterialrath Joſef Freih. v. Sch wegel zu Sections⸗ 
chefs im k. k. Miniſterium des Aeußern ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Betriebsdirector der k. k. priv. böhm. Weſtbahn 
Heinrich Ritter v. Jarfch den Titel eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Realitätenbeſitzer Theodor Löwenthal den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. General⸗Conſulate in Bukureſt 
verwendeten Viceonſul Karl Boſizio Ritter v. Thurnberg das Ritterkreuz 
des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Adolf André in Hongkong 
zum unbeſoldeten Conſul bei dem dortigen k. und k. General⸗Conſulate ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Advocaten Emil Gianatti in Spezia zum 
unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den bei der k. und k. Geſandtſchaft in Teheran in Ver⸗ 
wendung ſtehenden Conſulareleven Eugen Ritter v. Kuczynski zum Viceconſul 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben den beim k. und k. Conſulate in Jaſſy verwendeten 
Conſulareleven Guſtav Freih. v. Schreiner zum Viceconful beim k. und k. 
Generalconſulate in Bukureſt und den Dollmetſch⸗Attache bei der k. und k. Bot⸗ 
ſchaft in Conſtantinopel Alexander v. Bernd zum Viceconſul für Cairo ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsrath des oberſten Rechnungshofes 
Johann Handl zum Hofſecretär ernannt und dem Rechnungsrathe Joſef Soyka 
daſelbſt den Titel und Charakter eines Hofſecretärs verliehen. 


Erledigungen. 


Ingenieursſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Mähren in der 
neunten Rangsclaſſe, bis 15. April (Amtsbl. Nr. 53). 

Förſtersſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Direction in Görz in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 59). 


>. Mit einer Beilage: Erkenntniſſe des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes SE 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


